


























 

 

 
 
Landesbetrieb Forst Brandenburg   |  Oberförsterei Königs Wusterhausen   |  Potsdamer Ring 15   |  15711 Königs Wusterhausen 

 

 

 

Landesbetrieb 

Forst Brandenburg 

- untere Forstbehörde -  

 

Dienstgebäude  Telefon Fax   

Potsdamer Ring 15   15711 Königs Wusterhausen (03375) 252590 (03375) 252598   
 

HiBU Plan GmbH 

Groß Kienitzer Dorfstraße 15  

15831 Blankenfelde-Mahlow 

 

Beteiligung@hibuplan.de 

 

 

 

 
 

 Königs Wusterhausen, 16. März 2023 

 

Vorentwurf zum Bebauungsplan „Seequartier Nico’s Hafen“ in der Stadt 

Königs Wusterhausen/ OT Niederlehme 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Az. LFB 19.02-7026-31/B/13/23 

Gemarkung Niederlehme, Flur 1, Flurstück 2018 und 2019 

 

Stellungnahme der unteren Forstbehörde 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die vorliegenden Planungsunterlagen zum Bebauungsplan „Seequartier Nico’s 

Hafen“ im OT Niederlehme wurde durch die Oberförsterei Königs Wusterhausen 

hinsichtlich der forstrechtlichen Belange geprüft. 

 

Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Grundlagen für die Ent-

wicklung eines Wohngebietes festgesetzt werden. 

Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 2018 (Wegeflurstück mit 106m²) und 2019, 

Flur 1, Gemarkung Niederlehme, mit einer Gesamtflächengröße von 1,0355 ha.   

 

In den Planungsunterlagen ist das Plangebiet fälschlicherweise als Biotoptyp „Ro-

dungsfläche“ (08261) dargestellt.  

Obwohl das Flurstück 2019, Flur 1, Gemarkung Niederlehme derzeitig eine unbe-

stockte (baumfreie) Grundfläche darstellt, verliert die Waldflache ihre rechtliche 

Eigenschaft als Wald im Sinne des § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg 

(LWaldG) nicht dadurch, dass sie kahlgeschlagen, gerodet und der Waldboden 
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durch Planierung abgetragen wurde. Bei dem in Rede stehenden Flurstück han-

delt es sich weiterhin rechtlich um Wald gemäß § 2 Absatz 1 LWaldG und ist ent-

sprechend auch so, den Istzustand betreffend, in den Planungsunterlagen darzu-

stellen. 

 

Gründe für den derzeitigen Zustand der Waldfläche: 

Im Jahr 2021 veranlasste der Eigentümer des Flurstückes ohne Waldumwand-

lungsgenehmigung die Fällung des gesamten Baumbestandes, die Entfernung der 

Stubben, sowie das Abtragen und Ablagern des Oberbodens. 

Diese Handlungen erfüllen den Tatbestand einer illegalen Waldumwandlung und 

damit eine Zuwiderhandlung gegen den § 8 Absatz 1 i.V.m. § 37 Absatz 1 Nr. 1. 

des LWaldG. 

Die untere Forstbehörde reagierte auf die illegale Waldumwandlung mit dem Er-

lass einer Ordnungsverfügung zur Widerherstellung des rechtmäßigen Zustandes 

der Waldfläche, sowie der Einleitung eines Bußgeldverfahren. 

Trotz verhängtem Zwangsgeld ist die angeordnete Wiederbewaldung der Fläche 

bis jetzt nicht erfolgt und so stellt sich, wie eingangs beschrieben, die in Rede 

stehende Waldfläche gegenwärtig noch baumlos dar. 

 

Zur Umsetzung der im Bebauungsplanentwurf ausgewiesenen nicht forstlichen 

Nutzung bedarf es der Genehmigung zur Umwandlung von Wald in eine andere 

Nutzungsart gemäß § 8 LWaldG. 

Bei der Entscheidungsfindung über die Genehmigungserteilung nach § 8 LWaldG 

sind dabei die Interessen des Antragstellers gegenüber den Belangen des Allge-

meinwohls am Wald nach pflichtgemäßen Ermessen abzuwägen.  

Städtebauliche Planungen, insbesondere die des vorbereitenden Bauleitplanes 

(Flächennutzungsplan), sind zu berücksichtigen. Für die Behörden stellen die 

Vorgaben in der Flächennutzungsplanung dabei eine verbindliche Regelung dar.  

Sind für die betroffenen Waldflächen besondere Schutzfunktionen festgestellt und 

kartiert worden, so geht das Ermessen bei der Entscheidungsfindung gegen Null, 

wenn durch den Waldverlust auch die Schutzfunktionen unwiederbringlich verlo-

ren gehen und an gleicher Stelle nicht kompensierbar sind. 

Für das Waldflurstück 2019 ist die Schutzfunktion - 3100 lokaler Klimaschutzwald 

- auf 100% der betroffenen Waldfläche festgestellt und kartiert worden. 

 

Im rechtskräftigen Teilflächennutzungsplan des OT Niederlehme, sowie im Ent-

wurf zum Gesamtflächennutzungsplan der Stadt Königs Wusterhausen von 2015 

ist die betroffene Waldfläche mit der behördenverbindlichen Nutzungsart „Wald" 

festgesetzt.  
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Aus vorgenannten Gründen ist die erforderliche Waldumwandlungsgenehmigung 

nach § 8 LWaldG seitens der unteren Forstbehörde zu versagen. Entsprechend 

lehnt die untere Forstbehörde den vorliegenden Entwurf zum Bebauungsplan 

„Seequartier Nico’s Hafen“ im OT Niederlehme ab.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Kerstin Schoenenburg 

 

Dieses Dokument wurde am 16. März 2023 durch Kerstin Schoenenburg schlussgezeichnet und 

ist ohne Unterschrift gültig. 

 

 



Besucheranschrift: 
Von-Schön-Straße 7 

Hauptsitz: 
Seeburger Chaussee 2 
14476 Potsdam Zertifikat seit 2021 

audt betufundfamilie 
OT Groß Glienicke 

03050 Cottbus Tel: +49 0355 4991-1035 Fax: +49 0331 27548-3308 r 

LAND BRANDENBURG Landesamt für Umwelt 
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HiBU Plan GmbH 
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Cottbus, 15. März 2023 

Bebauungsplan „Seequartier Nico's Hafen" der Stadt König Wusterhausen, 
Ortsteil Niederlehme 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

Eingereichte Unterlagen: 
- Anschreiben vom 17.02.2023 
- Begründung 20.01.2023 
- Planzeichnung, 20.01.2023 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-
serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-
mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 
(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden für 
die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beilie-
gende Stellungnahmen der Fachabteilungen Immissionsschutz und Wasserwirt-
schaft übergeben. Die Belange zum Naturschutz obliegen der unteren Naturschutz-
behörde des Landkreises Dahme-Spreewald. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Andrea Barenz 
Dieses Dokument wurde am 15. März 2023 durch Andrea Barenz schlussgezeichnet und ist ohne 
Unterschrift gültig. 



FORMBLATT 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs 

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 
Bebauungsplan „Seequartier Nico's Hafen" der Stadt König 
Wusterhausen, Ortsteil Niederlehme 

Ansprechpartnerin: Frau Blumberg, Tel.: 0355-4991-1339 
TOEB@IfU.brandenburg.de 

Bitte zutreffendes ankreuzen und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 13 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a)Einwendung 

 

b)Rechtsgrundlage 

c)Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
(z. 6. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a)Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

Schalltechnisches Gutachten (Verkehr) 

b)Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

4. Weitergehende Hinweise 

 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

in 

  

EI 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

1. Sachstand 
Antragsgegenstand ist der Bebauungsplan „Seequartier Nico's Hafen" der Stadt Königs 
Wusterhausen. Der B-Plan wird im Regelverfahren ohne Umweltprüfung aufgestellt. Ziel der 
vorgelegten Planung ist die Schaffung von Planungsrecht für die Errichtung eines Wohngebietes mit 
ca. 80 Wohneinheiten. Ein genauer Baugebietstyp gern. Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird nicht 
benannt. 

Im Geltungsbereich des vorliegenden B-Planes befinden sich nach aktuellem Kenntnisstand keine 
nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG) genehmigungsbedürftigen Anlagen. Er liegt im 
Einwirkungsbereich von Verkehrsimmissionen (L 30, Wernsdorfer Straße). 

Nördlich schließt sich der Bebauungsplan Nr. 05/12 „Sondergebiet Nico's Hafen- Teil 1" an. Er setzt 
Sondergebiete für Erholungsnutzung statt. Östlich, getrennt durch die L 30, befindet sich der 
Bebauungsplan Nr. 04/10 „Waldsiedlung Ziegenhals". Entlang der Landstraße wird Wald festgesetzt. 
Weiter östlich sind Mischgebiete, Wohngebiete und Gewerbe beplant. 

Der vorliegende Bebauungsplan wurde insbesondere nach den Grundsätzen des § 50 BlmSchG i.V.m. 
§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) geprüft. Demnach sollen Flächen 
unterschiedlicher Nutzung einander so zugeordnet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen (§§ 1 
und 3 BlmSchG) auf schutzwürdige Nutzungen weitgehend vermieden und neue Konfliktlagen 
ausgeschlossen werden. 

2. Stellungnahme 
Art der baulichen Nutzung 
Für das Plangebiet sind gern. Begründung fast ausschließlich Wohnnutzungen geplant. Das Konzept 
(S. 4) ist bereits konkretisiert und sieht entlang der L 30 zwei fünfgeschossige Mehrfamilienhäuser 
(MFH), in zweiter Reihe dreigeschossige MFH und an der Seeseite vier Doppelhäuser vor. Eine Art der 
baulichen Nutzung gern. BauNVO wird bislang nicht explizit benannt. Da es sich nicht um einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, ist eine Kategorisierung gern. BauNVO i.V.m. § 30 Abs. 
1 BauGB erforderlich. Basierend auf dem dargestellten Nutzungskonzept geht das LfU nach jetzigem 
Kenntnisstand von dem Schutzanspruch eines reinen Wohngebietes aus. 
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Textliche Festsetzung (TF)  
Zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und zum Schutz vor Verkehrsimmissionen wird 
die Textliche Festsetzung Nr. 7 festgeschrieben. Die TF Nr. 7 entspricht dem Festsetzungsvorschlag in 
der Arbeitshilfe Bebauungspiani. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Festsetzung für die seeseitigen 
Doppelhäuser eventuell entbehrlich ist. Die gewählte Festsetzung ist wahrscheinlich für das Vorhaben 
geeignet, ein gutachterlicher Nachweis erfolgt jedoch nicht. Die Festsetzung ist daher nicht anwendbar, 
da der maßgebliche Außenlärmpegel (La) unter Berücksichtigung eines geeigneten 
Prognosehorizontes nicht bekannt ist. Auch eine Diskussion anderer Schallschutzmaßnahmen findet 
nicht statt. Die zu Grunde gelegten Daten und Annahmen sind nicht bekannt. 

Gern. gängiger Praxis wird es empfohlen die Bezeichnung „Aufenthaltsräume" gegen „schutzwürdige 
Räume" zu ersetzen. Der Begriff der „schutzwürdigen Räume" ist gem. DIN 4109, 3.16 definiert. 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass Schallgedämmte Lüfter ab Nacht- Beurteilungspegeln ≥ 50 
dB(A) erforderlich sind. 

Auf Grundlage der Straßennetzkartierung2  i.V.m. der Straßenverkehrsprognose3  ist mit einer 
Verdopplung des durchschnittlichen täglichen Verkehr (DTV) zu rechnen. Die Erstellung eines 
Gutachtens wird daher als dringend erforderlich bewertet. 

Tiefgarage  
Tiefgaragen sind im Allgemeinen als ortsüblich und sozialadäquat hinzunehmen, sofern die Nutzung 
und die Dimensionierung dem Bedarf des dazugehörigen Wohnquartiers entspricht. Erfolgt die 
Nutzung der Anlage auch durch Externe und Gewerbe wird der Anwendungsbereich der TA Lärm für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen berührt. 

In der Begründung sind Details zum Nutzerkreis und der Dimensionierung zu ergänzen. 

3. Fazit 
Ausgehend von Art und Umfang der geplanten Neuentwicklung von Wohnsiedlungsflächen und dem 
bereits in der näheren Umgebung existierenden Nutzungsbestand sind Immissionskonflikte infolge der 
Vorhabensrealisierung durch Straßenverkehrsimmissionen zu erwarten. Die Anwendung und 
Ergänzung weiterführender Untersuchungen ist erforderlich, um die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der gewählten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen auf Grundlage 
nachvollziehbarer Daten zu erarbeiten. Die Verwendung aktiver und passiver Schallschutzmaßnahmen 
ist zu diskutieren. Die Planungsunterlagen sind zu ergänzen. 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. 

Dieses Dokument wurde am 3. März 2023 durch Christin Blumberg schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

1  Arbeitshilfe Bebauungsplanung, MIL, Stand: 12/2022, S. 365f. 
2  Straßennetzviewer- Verkehrsstärken 2015, Landesbetrieb Straßenwesen 
3  Straßenverkehrsprognose 2030 (SVP 2030) des Landes Brandenburg, Hrsg.: Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung, Stand 
April 2020, tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2020 in Kraft 
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FORMBLATT 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs 

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2 

Belang Wasserwirtschaft 

Vorhaben Bebauungsplan „Seequartier Nico's Hafen" der Stadt König 
Wusterhausen, Ortsteil Niederlehme; Landkreis Dahme Spreewald 

Ansprechpartnerin: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Heike Priesner 
W 13 
03 55 / 49 91 - 13 88 
Heike.Priesner@LfU.Brandenburg.de 

Bitte zutreffendes ankreuzen El und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a)Einwendung 

 

b)Rechtsgrundlage 

 

c)Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
(z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a)Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

b)Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
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Auswirkungen 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

4. Weitergehende Hinweise 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 111 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
tll Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 

ggf. Rechtsgrundlage 

Diese Stellungnahme zu Ihrer TöB-Beteiligung beinhaltet keine Genehmigungen nach § 87 Absatz 1 
BbgWG zur Errichtung oder wesentlichen Veränderung von Anlagen gemäß § 36 WHG. Für diese 
Genehmigungen liegt die Zuständigkeit gemäß § 126 Absatz 1 BbgWG bei der unteren 
Wasserbehörde des Landkreises. 

Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU Brandenburg gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 
betreffend werden folgende Hinweise gegeben: 

Grundsätzliche Hinweise zu den wasserwirtschaftlichen Belangen: 
Das Plangebiet grenzt an ein Gewässer I. Ordnung gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 Bundeswasserstraßen-
gesetz (WaStrG) (Krossinsee). Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes sollte 
beteiligt werden. 
Das Plangebiet schließt Gewässerrandstreifen ein. Das WHG enthält mit dem § 38 eine Vorschrift zum 
Schutz von Gewässerrandstreifen. Die Vorschrift regelt die Zweckbestimmung von 
Gewässerrandstreifen (Absatz 1), die räumliche Ausdehnung 
Während der Durchführung von Baumaßnahmen besteht die Möglichkeit der Verunreinigung von 
Gewässern durch wassergefährdende Stoffe. Es ist sicherzustellen, dass durch die Einhaltung 
einschlägiger Sicherheitsbestimmungen eine wassergefährdende Kontamination vermieden wird (§ 1 
BbgWG, § 5 Abs. 1 WHG). 
Die Versiegelung der Bebauungsflächen sollte auf ein notwendiges Mindestmaß beschränkt werden, 
um die Grundwasserneubildung möglichst wenig zu beeinträchtigen. Das anfallende 
Niederschlagswasser sollte unter Beachtung des § 54 Abs. 4 Satz 1 BbgWG zur Versickerung 
gebracht werden. 

Anforderungen der EU-WRRL - Planungsgrundlagen / EU-Berichterstattung 
(Rechtsgrundlage: siehe insbesondere BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkte 1, 2, 4) 

Wasserwirtschaft Seite 2 von 3 



Grundsätzliche Hinweise im Hinblick auf Anforderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
(Richtlinie 2000/60/EG) 
Mit dem Krossinsee grenzt ein nach EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) berichtspflichtiges 
oberirdisches Gewässer im Plangebiet. 
Eine Relevanz der planerischen Festlegungen im Hinblick auf die Anforderungen der WRRL ist damit 
grundsätzlich möglich und sollte in dem Verfahren geprüft werden. 

Rechtsgrundlagen und das Plangebiet betreffende EU-Berichterstattung 
Die Umweltziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) wurden in das WHG als 
Bewirtschaftungsziele für das Gewässer übernommen. Um diese Bewirtschaftungsziele zu erreichen, 
wurden - als Instrumente zur Umsetzung der WRRL - Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG und 
Bewirtschaftungspläne nach § 83 WHG aufgestellt. Im Internet können die das Plangebiet betreffenden 
aktuellen Unterlagen der EU-Berichterstattung (Zeitraum 2022-2027) für den deutschen Teil der 
Flussgebietseinheit Elbe unter folgendem Link eingesehen werden: 

nnps:umtuK.aranaenDurg.ae/miuKiaetstaruumweiuwassengewaesserscnutz-una 
entwicklung/bewirtschaftungsplaene-und-massnahmenprogramme/ 

Allgemein verfügbare Daten- und Planungsgrundlagen des LfU für das Plangebiet 
Zur Untersetzung dieser Maßnahmenprogramme werden im Land Brandenburg für oberirdische 
Gewässer Gewässerentwicklungskonzepte (GEK) erstellt. Das Plangebiet liegt in dem GEK-Gebiet 
„Dahme (Nottekanal bis Spree) („Dahm_Dahme4") Dieses GEK liegt noch nicht vor. 
Wasserkörperspezifische Informationen können dem Kartendienst des Landes entnommen werden. 

www.apw.brandenburg.de (Themen — Wasserrahmenrichtlinie) 

Anforderungen an planerische Festlegungen  
Bei den planerischen Festlegungen, die Auswirkungen auf die Erreichung der Bewirtschaftungsziele 
der genannten Wasserkörper haben können, sind das Verschlechterungsverbot und das Zielerrei-
chungsgebot nach § 27 WHG zu beachten. Aufgrund des Zielerreichungsgebotes dürfen die 
planerischen Festlegungen auch der Umsetzung künftiger Maßnahmen zur Erreichung der 
Bewirtschaftungsziele nicht entgegenstehen. 

Dieses Dokument wurde am 7. März 2023 durch Heike Priesner schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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